Umweltministerkonferenz

- Umlaufbeschluss -

gemäß Ziffer 7 der Geschäftsordnung der UMK 

Nr. 11/2003 

Nach Ziffer 6.2 der Geschäftsordnung können angeforderte Stellungnahmen der UMK an die MPK/CdS mit Zweidrittelmehrheit beschlossen werden. Das Abstimmverhalten der Mitglieder ist in dem Beschluss darzustellen.

Gegenstand:
EU-Konvent - Bewertung des Verfassungsentwurfs aus  Sicht der UMK

Beschluss:

Die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder begrüßen grundsätzlich die Ergebnisse des Konvents, wie sie sich im endgültigen Entwurf des Verfassungsvertrags vom 18.07.2003 darstellen. Mit Blick auf die umweltpolitischen Belange ist es gelungen, den Status quo im Wesentlichen zu erhalten. Insbesondere bietet die Aufnahme des Umweltschutzes in den Bereich der geteilten Zuständigkeit zwischen EU und nationalstaatlicher Ebene die Gewähr für sachgerechte und dem Subsidiaritätsprinzip entsprechende Lösungen von Umweltproblemen.

Im Einzelnen weisen die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder auf Folgendes hin:

(15:0:1; Enthaltung: TH)

· In Artikel III-130 Abs. 3 widerspricht die vorgeschlagene Gesetzesform dem Wesen und der Zielsetzung von Umweltaktionsprogrammen. Umweltaktionsprogramme enthalten allgemein formulierte umweltpolitische Zielbestimmungen der Europäischen Gemeinschaft, die primär die Gemeinschaft binden sollen. Außerdem sind die in Umweltaktionsprogrammen enthaltenen Festlegungen zu unbestimmt, um eine gesetzliche Bindungswirkung gegenüber den Mitgliedstaaten oder gar gegenüber Privaten erzeugen zu können. Die gesetzliche Bindungswirkung gegenüber den Mitgliedstaaten kann, wie die in Unterabsatz 2 vorgesehene Regelung folgerichtig festlegt, erst durch die aus dem Umweltaktionsprogramm entwickelten Umsetzungsmaßnahmen begründet werden.
In diesem Sinne sollten Aktionsprogramme weiterhin über den Rechtsakt eines Beschlusses und auf der Grundlage des Verfahrens des Art. III-302 erlassen werden.

(11:4:1; Nein: SL, SH, NW, RP; Enthaltung TH)

· Die in Teil III, Titel I, Artikel III-6 vorgesehene Regelung, wonach die EU künftig Grundsätze und Bedingungen der Leistungen der Daseinsvorsorge durch Europäische Gesetze bestimmen kann, wird abgelehnt. Es steht zu befürchten, dass eine derartige neue EU-Kompetenz die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten zur Bestimmung und Ausgestaltung von Leistungen der Daseinsvorsorge beeinträchtigen könnte. Wegen der Unbestimmtheit der betroffenen Rechtssetzungsmaterie ist vor allem zu prüfen, ob diese Kompetenzübertragung auf die EU auf Grundlage des Grundgesetzes zulässig ist. Unabhängig davon bestehen jedoch inhaltliche Bedenken dagegen, der EU diese Kompetenz zu übertragen, insbesondere auch wegen der erheblichen Einschränkung der kommunalen Selbstverwaltung.


(14:1:1; Nein: NW, Enthaltung: TH)

Protokollerklärungen

1. Zum ersten Spiegelstrich des Beschlusses:
Die Länder Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein weisen daraufhin, dass ein Wechsel von der Rechtsform des Gesetzes zur Rechtsform des Beschlusses das Risiko mit sich bringt, dass dadurch aus rechtssystematischen Erwägungen das erwünschte und bereits heute bestehende Mitentscheidungsrecht des Europäischen Parlaments für Umweltaktionsprogramme entfallen könnte. Denn nach dem Verfassungsentwurf ist bei Beschlüssen eine Beteiligung des EP grund​sätzlich nicht vorgesehen. Da die Bindungswirkung eines europäischen Gesetzes frei bestimmt werden kann, erscheint es auch aus Subsidiaritätserwägungen nicht nachvollziehbar, warum die Rechtsform Gesetz abgelehnt werden sollte. 


2. Zum zweiten Spiegelstrich des Beschlusses:
Das Land Nordrhein-Westfalen kann den Satz 3 nicht mittragen, da die pauschale Aussage, eine Kompetenz der EU im Bereich der Daseinsvorsorge sei grundgesetzlich nicht zulässig, nicht nachvollziehbar ist. Durch eine solche Aussage wird in unangebrachter Weise die Vereinbarkeit des Verfassungsentwurfs insgesamt mit dem Grundgesetz in Frage gestellt.

3. Die Länder Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein halten insbesondere mit Blick auf die anstehende EU-Erweiterung gemeinsame Standards der Umweltbesteuerung in den Mitgliedstaaten für wünschenswert, um zukünftige Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Sollte es in dieser Frage wie in Art. III-130 Absatz 2 Verfassungsentwurf bei der Einstimmigkeit bleiben, ist damit zu rechnen, dass es weiterhin nicht zu EU-weiten Standards kommt. Es wird daher gefordert, dass in der Regierungskonferenz über den Übergang zur qualifizierten Mehrheit bei Umweltsteuern verhandelt wird.


4. Die Länder Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein fordern zudem, dass im Rahmen der Regierungskonferenz zumindest ein Zeitplan festgelegt wird, innerhalb dessen die auf Grundlage des Euratom-Vertrags, der durch eine Anlage zur Verfassung bestätigt wird, bestehenden Privilegierungen der Atomenergie gegenüber anderen Energieträgern (z.B. in den Bereichen Forschungsmittel, Wettbewerbsrecht etc.) beseitigt werden. 

